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Tagesordnung. Statt wie in der 

Luft- und Raumfahrt bei 

Kontrollen konsequent auf das 

Vier-Augen-Prinzip zu setzen, 

wird in Sachen Atom-Sicher-

heit gespart. In Philippsburg 

war der Täter Mitarbeiter ei-

ner Fremdfirma. Üblicherwei-

se sind solche Firmen nicht 

nur in einem AKW tätig, 

sondern führen Arbeiten an 

vielen Standorten durch. Des-

wegen müssen jetzt in allen 

Reaktoren die Kontrollen der 

letzten Jahre überprüft wer-

den. Die Atomkraftwerke sind 

für die Versorgungssicherheit 

in Deutschland längst über-

flüssig. Je älter sie werden 

und je mehr die Betreiberfir-

men aufgrund ihrer schlechten 

wirtschaftlichen Lage sparen 

müssen, um so riskanter wird 

der Weiterbetrieb. Wir sollten 

die AKW jetzt abschalten und 

nicht erst 2022.“  

Im Vergleich zum letzten Jahr 

ist der Uranpreis noch einmal 

gesunken. Auch wenn deshalb 

weiter Bergwerke ganz oder 

vorläufig geschlossen werden, 

stirbt die Hoffnung von 

Atombefürwortern nicht aus, 

dass sich das wieder ändern 

wird. Wenige Projekte werden 

vorangetrieben, darunter vor 

allem die in chinesischer 

Hand. Darauf weist die Orga-

nisation uranium-network.org 

in ihrem Rundbrief vom 3. 

April 2016 hin. 

Afrika 

Im vorigen Jahr wurden in Af-

rika die Uranbergwerke Kaya-

lekera in Malawi, Trekoppje 

in Namibia sowie Imouraren 

und Azelik in Niger geschlos-

sen. Neu ist, dass nun auch 

das tansanische Uranprojekt 

Mkuju River (Uranium One / 

ARMZ Russland) vorerst pau-

siert. Die Geschäftsführung 

möchte mit der Weiterführung 

warten, bis der Uranpreis um 

70 Prozent gestiegen ist. Ge-

schäftsführer Feroz Ashraf ist 

davon überzeugt, dass, sobald 

der Preis einmal steigt, er 

schneller rasante Höhen er-

reicht, als sich erträumen las-

se, berichtet uranium-network. 

org. 

Vielleicht ist das auch die An-

sicht von Swakop Uranium, 

Tochterfirma von China Ge-

neral Nuclear Power Corpora-

tion (CGN), die kurz davor ist, 

ihre Husab-Bergwerke in Na-

mibia fertigzustellen. Der na-

mibische Finanzminister glaubt, 

dadurch 2017 dreimal so viel 

Uran zu produzieren wie 2015 

und hofft, damit das Land auf 

Platz drei der weltweit größten 

Uranproduzenten zu bringen. 

Allerdings bekommt Swakop 

Uranium auch Gegenwind: 

BauarbeiterInnen streikten und 

jetzt protestieren auch Bauern 

und Bäuerinnen gegen einen 

sinkenden Grundwasserpegel 

des Swakop-Flusses. Während 

der Aufbauphase darf das Un-

ternehmen Grundwasser des 

Flusses nutzen. 

Nichtsdestotrotz war der mali-

sche Präsident, Ibrahim Bou-

bacar Keita, bei einem Besuch 

in Namibia so begeistert, dass 

er sich nun ein chinesisches 

Uranbergwerk für Mali 

wünscht, berichtet uranium-

network.org. 

Zunächst aber hatte Maureta-

nien das Vergnügen: China 

Energy Engineering Group 

Guangdong Power Enginee-

ring (GPEC) wird nun ge-

meinsam mit Aura Energy das 

Tiris-Projekt weiterführen. 

Chinas Engagement im Uran-

bereich weitet sich auch nach 

Kanada aus: CGN ist nun zu 

20 Prozent Anteilseigner von 

Fission Uranium und hat so 

als erstes chinesisches Unter-

nehmen in einen kanadischen 

Urankonzern investiert. 

In Südafrika vertreten die 

AnwohnerInnen nahe des ge-

planten Karoo-Bergwerks di-

vergierende Ansichten: Die 

einen empören sich über prob-

lematische Folgen für sich 

und die Umwelt, die anderen 

hoffen auf Jobs. Ein Umwelt-

gutachten stützt die Empörten, 

es stuft das Risiko des Uran-

abbaus als hoch ein und ver-

weist insbesondere auf die 

Wahrscheinlichkeit der Was-

serverseuchung durch radioak-

tives Material. 

Die Pläne von Jacob Zuma, 

Südafrikas Präsident, sechs 

neue Atomkraftwerke zu bau-

en, werden aus mehreren 

Richtungen kritisiert: Die ei-

nen fürchten, dass der Staat 

die Kosten nicht tragen kann, 

die anderen fordern ein Um-

lenken hin zu Erneuerbaren 

Energien in einem Land, das 

reich an Wind und Sonne ist. 

Eine große Debatte wurde 

losgetreten. Bisher hat Südaf-

rika als einziges afrikanisches 

Land ein Atomkraftwerk. Ob 

der Bau der neuen Kraftwerke 

eine Lizenz der nationalen 

Atombehörde bekommt, ist 

noch nicht entschieden. 

Auch wenn die in chinesischer 

Hand befindlichen Husab-

Bergwerke in Namibia die 

Ausnahme darstellen, die die 

Regel bestätigt, so deute alles 

darauf hin, dass die Uranin-

dustrie auf dem afrikanischen 

Kontinent vorläufig gebremst 

ist, erklärt uranium-network. 

org. Als 2007/2008 der Uran-

preis in die Höhe schoss, 

vergaben viele Länder Explo-

rationslizenzen und für Uran-

unternehmen begann der 

Traum vom atomaren Zeitalter 

in Afrika. Die wenigsten Li-

zenzen mündeten allerdings in 

Bergwerke – und von den we-

nigen Bergwerken wurden die 

meisten wieder stillgelegt oder 

gestoppt. 

Während in Gabun seit 1999 

kein Uranbergbau mehr statt-

findet, wurde in Niger 2008 

das Azelik-Bergwerk vom 

chinesischen Staatskonzern 

China National Nuclear Cor-

poration (CNNC) in Betrieb 

genommen. Doch bereits 2015 

wurde aufgrund von Finanz-

fehlplanungen und Streiks der 

Arbeitenden zunächst die Pro-

duktion gestoppt und dann das 

Bergwerk eingemottet. 

AREVA hatte in den letzten 

Jahren so einige Herausforde-

rungen in Niger zu erdulden. 

Der größte Rückschlag war, 

dass das einst als größtes 

Uranbergwerk der Welt ange-

kündigte Imouraren-Bergwerk 

begraben werden musste, als 

bekannt wurde, dass die 

Uranvorkommen anscheinend 

nicht abbaubar sind. 

Neben Niger ist Namibia das 

afrikanische Land mit dem 

umfangreichsten Uranberg-

bau. Nur wenige nennenswer-

te Projekte gingen aus der 

Hochzeit Ende der 2000er 

Jahre hervor, zählt uranium-

network.org auf: 

(a) Langer Heinrich (PALA-

DIN und CNNC); da PALA-

DIN derzeit Finanzschwierig-

keiten hat, könnte der chinesi-

sche Konzern CNNC das Pro-

jekt ganz aufkaufen. 

(b) Trekkopje (AREVA), was 

seit 2012 wieder stillgelegt ist, 

da der Urangehalt zu gering 

ist, um Gewinn abzuwerfen. 

(c) das Husab-Bergwerk (Chi-

na General Nuclear Power 

Company), das in diesem Jahr 

mit der regulären Produktion 

beginnen soll. Andere Groß-

projekte im Land werden we-

gen des niedrigen Uranpreises 

derzeit nicht weiterverfolgt. 

In Malawi hatte PALADIN 

mit seinem Kayalekera-

Bergwerk wenig Glück. Es 

ging erst mit steigendem 

Uranpreis in Produktion, da 

der Preis dann aber sank, 

brachte es keine Gewinne ein. 

Streiks für bessere Bezahlung 

belasteten das Bergwerk zu-

sätzlich, sodass PALADIN es 

2014 stilllegte. 

Uranbergbau 
 

Stilllegungen wegen zu niedriger 
Uranpreise 
 
Aktuelle Entwicklungen im Uranbergbau 
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Eine große Anzahl von Explo-

rationslizenzen war auch in 

Tansania vergeben worden. 

Am weitesten wurde anschlie-

ßend das Mkuju River-Projekt 

vorangetrieben, wofür die Re-

gierung sogar eine Verschie-

bung der Grenzen des als 

Weltkulturerbe deklarierten 

Nationalparks Selous Game 

Reserve durchsetzte. Wie jetzt 

bekannt wurde, will der Be-

treiber Uranium One / ARMZ 

(Russland) das Projekt auf-

grund des geringen Uranprei-

ses vorerst nicht vorantreiben. 

Kurz darauf verkündete je-

doch das Mutterunternehmen 

ROSATOM, dass „kosten-

günstigere“ Abbaumethoden 

überlegt würden. Das Vor-

kommen soll wohlmöglich in 

einer Kombination aus Tage-

bau und in-situ-leaching (Lau-

gung) ausgebeutet werden – 

wofür jedoch nach Ansicht 

diverser Organisationen (z.B. 

der Internationalen Union zur 

Bewahrung der Natur und na-

türlicher Ressourcen, IUCN) 

ein neues Umweltgutsachten 

erforderlich wäre, da sich der 

Laugungsbergbau erheblich 

vom Tagebau unterscheidet. 

Die anderen Uranprojekte in 

den tansanischen Regionen 

Bahi und Manyoni werden 

derzeit kaum weiterverfolgt, 

was nicht zuletzt auch an den 

Protesten der Bevölkerung 

liegt, berichtet uranium-

network.org. 

Auch wenn außer den Projek-

ten Husab und Langer Hein-

rich in Namibia sich derzeit 

keine neuen Bergwerke im 

Produktionsbetrieb befinden, 

so bleiben bei vorher bereits 

in Betrieb genommenen 

Bergwerken die verheerenden 

Folgen für die Umwelt und 

die Menschen vor Ort beste-

hen. Unsauber durchgeführte 

Explorationen, jahrelang auf-

getürmte radioaktive Tailings 

(insbesondere in Niger), un-

behandelte Gesundheitsprob-

leme von ArbeiterInnen, auf-

gebrauchtes oder verseuchtes 

Grundwasser und nicht zuletzt 

nicht-sanierte stillgelegte Berg-

werke werden noch lange für 

Probleme sorgen. 

Europa 

Aber auch aus dem europäi-

schen Raum gibt es Nachrich-

ten über Uranbergbau: 

Seit Grönland 2013 seinen 

Bann gegen Uranbergbau auf-

hob, ebnet die Regierung den 

Weg zum Abbau. Dazu gehört 

nun ein Abkommen zwischen 

Dänemark und Grönland, das 

die Verantwortlichkeiten der 

beiden Entitäten beim Abbau 

und Export von Uran regelt. 

Das bedeutet nicht zuletzt, 

dass Grönland das abgebaute 

Uran nur an Staaten verkaufen 

darf, die den Atomwaffen-

sperrvertrag unterschrieben ha-

ben. 

In den kommenden Wochen 

wird die dänische Regierung 

dem Parlament nun ein Gesetz 

zum „sicheren“ Uranbergbau 

vorlegen. Am 16. März 2016 

fand eine Anhörung zum ge-

planten Uranprojekt Kvane-

fjeld statt. Umweltorganisati-

onen aus Dänemark und Grön-

land sind überzeugt, dass das 

Fazit der Anhörung ihre Be-

denken zum Uranbergbau be-

stätigt. Außerdem fordern sie 

ein Referendum in Grönland 

zum Uran-Bann. 

Bei einem Treffen von tsche-

chischen und polnischen Re-

gierungsmitgliedern verkün-

dete die polnische Seite, dass 

die Explorationsplanungen 

von Uran gestoppt wurden, 

nicht weiter verfolgt werden 

und derzeit auch keine Unter-

nehmen Interesse an Uran-

bergbau in Südpolen hätten. 

Dazu beigetragen hat mög-

licherweise auch der Protest 

von 21 tschechischen Bür-

germeisterInnen nahe der pol-

nischen Grenze. AktivistInnen 

vor Ort erklärten jedoch, dass 

das australische Unternehmen 

European Resources Poland 

noch in einem ausstehenden 

Gerichtsprozess stecke, mit 

dem Ziel, Explorationslizen-

zen zu erwerben. 

Auch aus Deutschland gibt es 

Neues: Um die ehemalige 

Uran-Bergwerk AG Wismut 

in Sachsen und Thüringen an-

ständig zu sanieren, ist bis 

2028 um einiges mehr Geld 

nötig als bislang geplant. Ne-

ben den bereits ausgegebenen 

6 Milliarden Euro werden vo-

raussichtlich weitere 2,1 Mil-

liarden Euro aus dem Bundes-

haushalt benötigt. Besonders 

wichtiger Bestandteil der Sa-

nierung ist die aufwändige 

Behandlung des kontaminier-

ten Wassers. 

Uranium-network.org freut 

sich besonders darüber, dass 

15 Jahre nach der Schließung 

der Nationalen Uran-Bergwerks 

in Portugal Familienangehöri-

ge der an Krebs gestorbenen 

Arbeiter staatliche Entschädi-

gung erhalten. Dies beschloss 

das portugiesische Parlament 

einstimmig nach langen Jah-

ren des Kampfes: In Zentral-

portugal starben 115 von 500 

ArbeiterInnen an Krebs infol-

ge erhöhter radioaktiver Strah-

lung. Seit der Schließung der 

Bergwerke ab 2001 protestier-

ten ehemalige ArbeiterInnen 

bis jetzt für eine angemessene 

Entschädigung der Familien 

ihrer KollegInnen. Dass die 

Familienangehörigen nun eine 

finanzielle Entlastung erhal-

ten, erkenne immerhin die ge-

fährlichen Folgen des Uran-

bergbaus an, meint unranium-

network.org. 

USA 

Gegen die Belastung von Na-

tur und Menschen durch man-

gelnde Sanierung wurde in 

den USA die Kampagne 

„Clean up the Mines!“ gestar-

tet, die jetzt an Fahrt gewinnt: 

Ende Januar demonstrierten in 

Washington VertreterInnen in-

digener Organisationen und 

UnterstützerInnen für eine Sa-

nierung radioaktiver Hinter-

lassenschaften von 15.000 al-

ten Uranbergwerken. Die 

Kundgebung fand vor der 

Umweltschutzbehörde statt, 

wo die Demonstrierenden ne-

ben der Sanierung zudem den 

Schutz indigener Heiliger Orte 

vor Uranbergbau, sowie die 

Säuberung radioaktiv ver-

seuchten Grundwassers in be-

troffenen Gemeinden forder-

ten. 

Besonders   problematisch   ist 

die Kontaminierung der Um-

welt im Südwesten. In Süd-

Dakota, in Arizona und New 

Mexico war in den 1950er und 

60er Jahren sehr viel Uran un-

ter minimalen Sicherheitsvor-

kehrungen für das US-Atom-

waffenprogramm abgebaut wor-

den. Insbesondere die dort 

lebende indigene Bevölkerung 

ist stark von den Folgen der 

fehlenden Sanierung betroffen. 

Allein in Süd-Dakota gibt es 

nach Angaben von „Clean up 

the Mines!“ 272 alte Uran-

bergwerke aus der „wilden 

Zeit“ des Uranbergbaus, von 

denen nur eine einzige in 

Ansätzen ‚aufgeräumt‘ wurde. 

Die Kampagne „Clean up the 

Mines!“ fordert ein Gesetz, 

das die Verantwortung für die 

Sanierung dieser Hinterlas-

senschaften klärt und die Sa-

nierung regelt. Denn bisher 

wurde juristisch niemand 

wirklich dafür verantwortlich 

gemacht. 

Der 2012 von Barack Obama 

persönlich verfügte Bann auf 

alle neuen Uran-Vorhaben im 

Umkreis von tausend Hektar 

rund um den Grand Canyon 

wird nun von der Regierung 

Arizonas und anderen ange-

griffen. 

Grund für den Bann war nicht 

nur die Attraktion des Grand 

Canyon, sondern auch der ho-

he Arsengehalt im Colorado 

River und andere Umwelt-

probleme aufgrund des bereits 

stattfindenden Uranbergbaus 

(derzeit sind dort elf Bergwer-

ke aktiv). Obamas Entschei-

dung, den weiteren Uranberg-

bau für die nächsten 20 Jahre 

zu stoppen, wurde von Indi-

genen, Distrikten, Regionalre-

gierungen und Handelskam-

mern, sowie dem Gouverneur 

von Arizona unterstützt. Der 

Bann würde ohne zeitlichen 

Begrenzung in Kraft treten, 

wenn der Grand Canyon als 

Nationales Kulturerbe dekla-

riert würde – ein Schritt, den 

laut Umfragen 80 Prozent der 

Bevölkerung in Arizona be-

fürworten. 

Jetzt jedoch hat Arizonas Re-

gierung zusammen mit Regie-
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rungen aus Utah, Nevada und 

anderen gegen nationale Ein-

flussnahme geklagt, um den 

Bann zu brechen. Schließlich 

liegen heißbegehrte Uranvor-

kommen in dieser Gegend. 

Arizonas Handelskammer ist 

ebenfalls gegen einen Bann 

und steht damit an der Seite 

der gut organisierten und fi-

nanzierten National Mining 

Association. 

Eine Gerichtsentscheidung da-

zu wird voraussichtlich Ende 

des Jahres zu erwarten sein. 

Es liegt aber auch in der Hand 

des neuen Präsidenten oder der 

neuen Präsidentin der USA, 

den Bann aufzuheben, solange 

der Grand Canyon kein Na-

tionales Kulturerbe ist. 

Kanada 

Das Uran-Moratorium, das die 

Regierung Québecs 2013 ver-

hängt hatte, wird von der ka-

nadischen Atomsicherheits-

kommission kritisiert. 

Bei einer Umweltanhörung 

„BAPE“ hatten ein Jahr lang 

alle Seiten ihre Ansichten zu 

einem möglichen Uranberg-

bau in Québec darlegen kön-

nen. Vorangegangen waren 

Explorationen in der kanadi-

schen Provinz, welche auf er-

heblichen Widerstand sowohl 

seitens der indigenen Bevöl-

kerung als auch von Umwelt-

schützerInnen stießen, die sich 

als „Québec sans / without 

Uranium“ zusammengeschlos-

sen hatten. Die Proteste waren 

ausschlaggebend für das Mo-

ratorium sowie für die Schlie-

ßung des letzten Atomkraft-

werks in der Provinz. 

Aufgrund einer Klage einer 

Uranfirma berief die Québecer 

Regierung den Umweltanhö-

rungsausschuss BAPE. Dieser 

empfahl der Regierung, Uran-

bergbau in Québec nicht zu 

erlauben, weil er zu viele Ge-

sundheits- und Umweltrisiken 

berge. 

Die eigentlich als neutrale 

Kontrollinstanz für Atom-

kraftwerks- und Uran-Berg-

werkebetreiber eingerichtete 

Atomsicherheitskommission 

(CNSC) stellte sich nun auf 

die Seite der Uranunterneh-

men und griff die Empfehlun-

gen des BAPE-Ausschusses 

massiv an. 

Es bleibt abzuwarten, wie die 

Regierung von Québec auf 

diese unbotmäßige Einmi-

schung reagiert. Allerdings 

erhalten die kanadischen Pro-

vinzen British Columbia und 

Nova Scotia seit vielen Jahren 

unangefochten Moratorien für 

Uranbergbau aufrecht. 

Quelle: uranium-network.org, Rund-

brief 1/2016 v. 3.4.2016. 

Details zu den diversen unterstüt-

zenswerten Initiativen der Orga-

nisation finden sich auf deren 

Website  

www.uranium-network.org   

Es gibt immer wieder Versu-

che, Grenzwerte im Strahlen-

schutz heraufzusetzen. 

Am 16. Juni 2015 lud die 

Atomaufsicht der USA, die 

Nuclear Regulatory Commis-

sion (NRC), die Öffentlichkeit 

zur Stellungnahme zu drei bei 

ihr eingegangenen Petitionen 

ein, die nicht nur darauf ab-

zielten, die zulässigen Dosen 

bedeutend zu erhöhen, son-

dern auch die theoretische 

Grundlage des bisherigen 

Strahlenschutzes zu verwer-

fen. [1] Diese Grundlage ist 

das Linear-No-Threshold-

Modell (LNT), dem zufolge 

jede Strahlendosis, selbst die 

Kleinste, das Potential für Ge-

sundheitsschäden mit sich 

bringt.  

Die Reihe der Petenten wurde 

eröffnet von Dr. Carol S. 

Marcus, Professorin für Ra-

dioonkologie, Nuklearmedizin 

und Radiologie an der David 

Geffen School of Medicine 

der University of California, 

Los Angeles, die von 1990 bis 

1994 auch Mitglied einer be-

ratenden Kommission der 

NRC zur Anwendung von 

Radio-Isotopen in der Medizin 

gewesen war. Dr. Marcus ver-

langte, die Strahlenschutzbe-

stimmungen des Code of Fe-

deral Regulations, Teil 10, 

Abschnitt 20, „stark zu verein-

fachen und zu verändern“. 

Insbesondere sollten  

(1) die zulässigen Dosen für 

strahlenexponierte Beschäftig-

te unverändert bleiben, und es 

sollten bei chronischer Strah-

lenexposition bis zu 100 Mil-

lisievert (mSv) (10 rem) Ef-

fektivdosis pro Jahr erlaubt 

sein, 

(2) die Grundsätze des 

ALARA (as low as reasonably 

achievable – so gering wie 

vernünftigerweise zu errei-

chen) gänzlich aus den Strah-

lenschutzbestimmungen ge-

strichen werden, 

(3) die Dosen für die Allge-

meinheit auf die zulässigen 

Dosen für strahlenexponierte 

Beschäftigte heraufgesetzt 

werden, sowie 

(4) besondere Dosisgrenzen 

für Schwangere, Embryonen, 

Föten   und   Kinder  unter  18 

Jahren abgeschafft werden. 

Wie Dr. Marcus begründet 

auch der Medizinphysiker 

Mark L. Miller seine in die-

selbe Richtung zielende Peti-

tion damit, der LNT-„Hypo-

these“ fehle seit jeher eine 

wissenschaftlich valide Basis. 

Darüber hinaus verursache die 

Befolgung von Strahlenschutz-

regeln nach dem LNT-Modell 

enorme Kosten. Beide Peten-

ten sind der Auffassung, es 

habe keinen Sinn, Strahlendo-

sen (weiter) zu reduzieren, da 

Strahlung in niedrigen Dosen 

nicht nur harmlos, sondern 

möglicherweise hormetisch 

[von positiver Wirkung] sei. 

Miller ergänzt, daß niedrige 

Grenzwerte für die Allge-

meinbevölkerung zur „Radio-

phobie“ beitrügen und sie ver-

festigten. 

Dr. Mohan Doss, stellvertre-

tend für „Scientists for Accu-

rate Radiation Information“, 

bekundet seine Unterstützung 

für Dr. Marcus’ Position und 

ergänzt, daß die Zugrundele-

gung des LNT-Modells die 

Forschung zur Nützlichkeit 

kleiner Strahlendosen bei Al-

terserkrankungen wie Krebs, 

Alzheimer, Parkinson und an-

deren bisher behindert habe. 

Die vorgeschlagenen Ände-

rungen seien dringlich, denn 

„jeder zukünftig mögliche Un-

fall in den Vereinigten Staa-

ten, bei dem radioaktive Sub-

stanzen freigesetzt werden, 

würde wahrscheinlich wegen 

der durch das LNT-Modell 

geschürten Krebsangst zu pa-

nikartigen Evakuierungen füh-

ren, die, wie in Fukushima ge-

schehen, Todesfälle und wirt-

schaftliche Schäden mit sich 

bringen“. Wie Doss weiter 

ausführt, würde „die Aner-

kennung einer [unschädlichen] 

Schwellendosis durch die 

NRC solche panikartigen 

Evakuierungen mitsamt den 

Todesfällen und Wirtschafts-

schäden unnötig machen.“ 

Der britische Strahlenbiologe 

Dr. Ian Fairlie ist der öffentli-

chen Einladung nachgekom-

men, die Petitionen zu kom-

mentieren. [2] Fairlie argu-

mentiert, es gebe zwar einige 

Studien, die anhand von Zell- 

und Tierversuchen zeigten, 

daß die Schäden durch größe-

re Strahlendosen geringer aus-

fallen, wenn dem Versuchsob-

jekt vorher kleinste Strahlen-

dosen zugefügt wurden, als 

wenn dies nicht geschah. An-

dere Studien, die u. a. mit an-

deren Dosen oder Zeiträumen 

arbeiteten, hätten diese Wir-

kung aber nicht zeigen kön-

nen. Hormetische Wirkungen 

seien zwar theoretisch und in 

Analogie zu einigen chemi-

schen und pharmakologischen 

Strahlenfolgen 
 

Hormesis-Ideologen wollen 
100 Millisievert pro Jahr erlauben 
 
Wissenschaftliche Belege sprechen dagegen 
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